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Entwurf eines Vierten Gesetzes zur Änderung des Gesetzes 
über den Finanzausgleich zwischen Bund und Ländern 


A. Zielsetzung 

Die finanziellen Belastungen der Gebietskörperschaften durch 
die am 1. Januar 1975 in Kraft getretene Steuerreform (einschl. 
der Reform des Familienlastenausgleichs) treffen — insbeson- 
dere durch die arbeitsamtliche Ausgestaltung des Familienla- 
stenausgleichs — ganz überwiegend den Bund. Zum Ausgleich 
der Belastungsverschiebungen durch die Steuerreform ist eine 
Änderung der für die Jahre 1975 und 1976 im Dritten Gesetz 
zur Änderung des Gesetzes über den Finanzausgleich zwischen 
Bund und Ländern vom 8. Mai 1974 (BGBl. I S. 1045) festgeleg- 
ten Anteile von Bund (62 vom Hundert) und Ländern (38 vom 
Hundert) am Umsatzsteueraufkommen zugunsten des Bundes 
erforderlich. 


B. Lösung 

Auf der Grundlage einer zwischen Bund und Ländern Ende No- 
vember 1973 getroffenen Vereinbarung über eine Revision des 
Beteiligungsverhältnisses an der Umsatzsteuer zum Ausgleich 
der finanziellen Belastungsverschiebungen durch die Steuer- 
reform haben sich die Regierungschefs des Bundes und der Län- 
der nach längeren Verhandlungen am 11. Juli 1975 auf ein 
neues Beteilgungsverhältnis für die Jahre 1975 und 1976 ge- 
einigt. Danach soll der Anteil des Bundes am Umsatzsteuerauf- 
kommen für das Jahr 1975 um 6,25 vom Hundert-Punkte und 
für das Jahr 1976 um 7 vom Hundert-Punkte erhöht werden. Im 
Jahre 1975 sollen somit dem Bund nunmehr 68,25 vom Hundert 
und den Ländern 31,75 vom Hundert und im Jahre 1976 dem 
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Bund 69 vom Hundert und den Ländern 31 vom Hundert des 
Umsatzsteueraufkommens zustehen. 

Der vorliegende Gesetzentwurf trägt diesem Verhandlungs- 
ergebnis Rechnung. 


C. Alternativen 

keine 


D. Kosten 


Aus der Erhöhung des Bundesanteils an der Umsatzsteuer flie- 
ßen dem Bund unter Zugrundelegung der Ergebnisse des Ar- 
beitskreises „Steuerschätzungen" vom 21. /23. August 1975 fol- 
gende zusätzliche Einnahmen zu: 

Haushaltsjahr 1975 3 313 Mill. DM 
Haushaltsjahr 1976 4 032 Mill. DM 


Die Steuereinnahmen der Länder (einschließlich Gemeinden) 
werden entsprechend gemindert. 
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Bundesrepublik Deutschland 

der Bundeskanzler Bonn, den 24. September 1975 

1/4 (IV/4) — 526 11 — Fi 31/75 


An den 
Präsidenten 

des Deutschen Bundestages 


Hiermit übersende ich den von der Bundesregierung beschlossenen Entwurf eines 
Vierten Gesetzes zur Änderung des Gesetzes über den Finanzausgleich zwischen 
Bund und Ländern mit Begründung und Vorblatt. Ich bitte, die Beschlußfassung 
des Deutschen Bundestages herbeizuführen. 

Federführend ist der Bundesminister der Finanzen. 

Der Bundesrat, dem die Vorlage am 5, September 1975 als besonders eilbedürftig 
zugeleitet worden ist, hat in seiner 423. Sitzung am 19. September 1975 gemäß 
Artikel 76 Abs. 2 des Grundgesetzes beschlossen, gegen den Gesetzentwurf keine 
Einwendungen zu erheben. 


Schmidt 
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Entwurf eines Vierten Gesetzes zur Änderung des Gesetzes 
über den Finanzausgieich zwischen Bund und Ländern 


Der Bundestag hat mit Zustimmung des Bundes- 
rates das folgende Gesetz beschlossen: 


Artikel 1 

Das Gesetz über den Finanzausgleich zwischen 
Bund und Ländern vom 28. August 1969 (Bundes- 
gesetzbl. I S. 1432), zuletzt geändert durch das 
Dritte Gesetz zur Änderung des Gesetzes über den 
Finanzausgleich zwischen Bund und Ländern vom 
8. Mai 1974 (Bundesgesetzbl. I S. 1045), wird wie 
folgt geändert: 

1. § 1 wird wie folgt gefaßt: 

»§ 1 

Anteile von Bund und Ländern an der 
Umsatzsteuer 

Vom Aufkommen der Umsatzsteuer stehen für 
das Jahr 1975 dem Bund 68,25 vom Hundert und 
den Ländern 31,75 vom Hundert und für das 


Jahr 1976 dem Bund 69 vom Hundert und den 
Ländern 31 vom Hundert zu." 

2. § 17 Abs. 1 wird wie folgt geändert: 

„(1) Die Aufteilung der Umsatzsteuer nach den 
Vorschriften dieses Gesetzes gilt für alle Beträge, 
die nadi dem 31. Dezember 1974 vereinnahmt 
oder erstattet werden." 


Artikel 2 

Dieses Gesetz gilt nach Maßgabe des § 13 Abs. 1 
des Dritten Uberleitungsgesetzes vom 4. Januar 
1952 (Bundesgesetzbl. I S. 1) auch im Land Berlin. 


Artikel 3 

Dieses Gesetz tritt mit Wirkung vom 1. Januar 
1975 in Kraft. 
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Begründung 

L Allgemeines 

1. Der Entwurf des Vierten Gesetzes zur Änderung 
des Gesetzes über den Finanzausgleich zwischen 
Bund und Ländern sieht eine Änderung des Be- 
teiligungsverhältnisses von Bund und Ländern 
an der Umsatzsteuer zugunsten des Bundes für 
die Jahre 1975 und 1976 vor. Dadurch soll eine 
gleichmäßigere Verteilung der finanziellen Lasten 
der Gebietskörperschaften aus der Steuerreform 
(einschließlich Reform des Familienlastenaus- 
gleichs) — die ganz überwiegend den Bund tref- 
fen — herbeigeführt werden. Der Gesetzentwurf 
folgt der am 11. Juli 1975 zwischen den Regie- 
rungschefs des Bundes und der Länder erzielten 
Einigung über die Neufestsetzung der Umsatz- 
steueranteile. 

2. Das derzeit geltende Beteiligungsverhältnis von 
Bund und Ländern an der Umsatzsteuer für die 
Jahre 1974 bis einschließlich 1976 ist durch das 
Dritte Gesetz zur Änderung des Gesetzes über 
den Finanzausgleich zwischen Bund und Ländern 
vom 8. Mai 1974 (BGBl. I S. 1045) festgelegt wor- 
den. Danach verteilt sich die Umsatzsteuer auf 
Bund und Länder für die Jahre 1974 bis ein- 
schließlich 1976 nach folgenden Änteilen: 

Bund Länder 

— Anteile vom Hundert — 

1974 63 37 

1975 und 1976 62 38 

Ferner zahlt der Bund gemäß § 11 a des Gesetzes 
über den Finanzausgleich zwischen Bund und 
Ländern den leistungsschwachen Ländern Bayern, 
Niedersachsen, Rheinland-Pfalz, Saarland und 
Schleswig-Holstein zur Verbesserung ihrer Fi- 
nanzkraft Ergänzungszuweisungen in Höhe von 
jährlich 1,5 vom Hundert des Umsatzsteuerauf- 
kommens. 

3. Da bis zur Verabschiedung der derzeit geltenden 
gesetzlichen Regelung die Auswirkungen der 
Steuerreform noch nicht mit hinreichender Sicher- 
heit zu übersehen waren, hatten sich die Re- 
gierungschefs des Bundes und der Länder bereits 
bei der Vereinbarung dieser Regelung am 30. 
November 1973 auf eine Klausel verständigt, die 
eine Revision der vereinbarten Umsatzsteuerver- 
teilung zum Ausgleich von Belastungsverschie- 
bungen aus der Steuerreform in den Jahren 
1975 und 1976 vorsieht. 

Diese Revisionsklausel hat folgenden Wortlaut: 

„Die finanziellen Belastungsverschiebungen 
zwischen Bund, Ländern und Gemeinden auf- 


grund der am 1. Januar 1975 in Kraft treten- 
den Steuerreform lassen sich zum gegenwärti- 
gen Zeitpunkt noch nicht mit hinreichender 
Sicherheit abschätzen. Sobald die Auswirkun- 
gen der Steuerreform im einzelnen übersehbar 
sind, sollen die Umsatzsteueranteile von Bund 
und Ländern mit Rückwirkung ab 1. Januar 
1975 so festgesetzt werden, daß die mit dieser 
Vereinbarung herbeigeführte Verteilung des 
Gesamtsteueraufkommens zwischen Bund und 
Ländern aufrechterhalten bleibt. Dabei werden 
Bund und Länder die Frage der Finanzaus- 
stattung der Gemeinden als gemeinsames An- 
liegen behandeln." 

4. Die finanziellen Belasiuiigen der Gebietskörper- 
schaften durch die am 1. Januar 1975 in Kraft 
getretene Steuerreform (einschl. der Reform des 
Familienlastenausgleichs) treffen ■ — ■ insbesondere 
durch die arbeitsamtliche Ausgestaltung des Fa- 
milienlastenausgleichs — ganz überwiegend den 
Bund. Zum Ausgleich der einseitig hohen Be- 
lastung des Bundes war es notwendig, eine Um- 
verteilung von Umsatzsteuereinnahmen zugun- 
sten des Bundes vorzunehmen. 

5. Die Regierungschefs des Bundes und der Länder 
haben seit dem 31. Mai 1974 — zunächst auf der 
Ebene der Staatssekretäre der Finanzministerien 
und später in einer am 29. November 1974 ge- 
bildeten gemeinsamen Arbeitsgruppe — über die 
Revision des Beteiligungsverhältnisses an der 
Umsatzsteuer zum Ausgleich der finanziellen Be- 
lastungsverschiebungen zwischen den Gebiets- 
körperschaften durch die Steuerreform beraten. 
Die Beratungen wurden in der Sitzung am 11. 
Juli 1975 mit einem Kompromiß abgeschlossen. 
Danach wird sich der Bundesanteil an der Um- 
satzsteuer für das Jahr 1975 um 6,25 vom Hun- 
dert-Punkte und für das Jahr 1976 um 7,0 vom 
Hundert-Punkte erhöhen. Der erzielte Kompro- 
miß sieht somit eine Aufteilung des Umsatz- 
steueraufkommens zwischen Bund und Ländern 
in den Jahren 1975 und 1976 in folgendem Ver- 


hältnis vor: 




Bund 

Länder 


- — Anteile vom 

Hundert — 

1975 

68,25 

31,75 

1976 

69 

31 


Das bedeutet unter Zugrundelegung der Ergeb- 
nisse des Arbeitskreises „Steuerschätzungen" 
vom 21. /23. August 1975 eine Umschichtung von 
Steuereinnahmen zugunsten des Bundes von 
3,31 Milliarden DM im Jahre 1975 und von 4,03 
Milliarden DM im Jahre 1976. 
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II. Zu den Einzelvorschriften 


Zu§ 1 

§ 1 bestimmt den Anteilssatz, der Bund und Län- 
dern am Aufkommen der Umsatzsteuer nunmehr in 
den Jahren 1975 und 1976 zusteht. 

Zu§ 17 

Diese Vorschrift ist der neuen Rechtslage angepaßt. 


III. Finanzielle Auswirkungen 

Das Änderungsgesetz führt aufgrund der Erhöhung 
des Bundesanteils an der Umsatzsteuer 

für das Jahr 1975 um 6,25 vom Hundert-Punkte und 
für das Jahr 1976 um 7 vom Hundert-Punkte 

unter Zugrundelegung der Ergebnisse des Arbeits- 
kreises „Steuerschätzungen'' vom 21. /23. August 1975 
zu folgenden Mehreinnahmen beim Bund und ent- 
sprechenden Mindereinnahmen bei den Ländern 
(einschließlich Gemeinden): 

Haushaltsjahr 1975: 3313 Millionen DM 
Haushaltsjahr 1976: 4032 Millionen DM. 
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